
Der Beschlussfassung la-
gen ein auf den Ergeb-
nissen der Zivildienst-

reformkommission vom Jän-
ner 2005 beruhender Minis-
terialentwurf, der in einem
Begutachtungsverfahren ei-
ner intensiven Diskussion
unterzogen worden war, und
eine entsprechende Regie-
rungsvorlage zugrunde. Im
Zuge der parlamentarischen
Erörterungen kam es noch
zu einigen Abänderungen im
Text sowie insgesamt drei
Entschließungen des Natio-
nalrats (Verpflegsgeld, För-
derung freiwilliger Leis-
tungen und Evaluierung neu-
er Regelungen).

Der Gesetzesbeschluss
enthält im Wesentlichen fol-
gende Regelungen:
• Schaffung der Zivildienst-
serviceagentur als nachge-

ordnete Behörde des Bun-
desministers für Inneres;
• Herabsetzung der Dauer
des ordentlichen Zivildiens-
tes auf neun Monate;
• Herabsetzung der Mindest-
dauer des anrechenbaren
Auslandsdienstes auf zwölf
Monate;
• Attraktivierung für eine im
Anschluss an den ordentli-
chen Zivildienst mit dem
Rechtsträger eingegangene
Vereinbarung durch Freiwil-
ligenförderung für die Dauer
von drei Monaten;
• Verbesserung der Be-
schwerdemöglichkeiten
durch Schaffung einer
Schlichtungsstelle in den
Ländern und Neugestaltung
des Zivildienstbeschwerde-
rates;
• Erhöhung der Pauschalver-
gütung für Zivildienstleis-

tende;
• Anpassung und Vereinfa-
chung der Vergütungsstufen
der Rechtsträger;
• Verpflichtung des Rechts-
trägers zur Ausstellung einer
Kompetenzbilanz und eines
anerkennungsfähigen Praxis-
nachweises für  Zivildienst-
pflichtige;
• Neuregelung der Vertrau-
enspersonenwahl;
• Verbesserungen und legis-
tische Klarstellungen im
Sinne praxisorientierter Ver-
besserungen für Zivildienst-
leistende;
• notwendigerweise damit
zusammenhängende Anpas-
sungen in anderen Gesetzen
(B-VG, EGVG);
• Integration einer Kompe-
tenzbestimmung betreffend
die Angelegenheiten des Zi-
vildienstes in das BVG.

Herabsetzung der Dauer
des ordentlichen Zivildiens-
tes auf neun Monate. Durch
die Verkürzung des Wehr-
dienstes wurden entspre-
chende Maßnahmen im Be-
reich des Zivildienstes erfor-
derlich, die bisherige Dauer
des Zivildienstes adäquat zu
reduzieren, zumal es sich
beim Zivildienst um einen
Wehrersatzdienst handelt.
Unter Erwägung aller Um-
stände und Belastungen die-
ser beiden Dienste ist auf die
Wehrpflicht (Inhalt und
Dauer) Bedacht zu nehmen.
Wesentlich ist die vergleich-
bare Belastung von Zivil-
dienstleitenden und Wehr-
dienstpflichtigen.

Wichtig ist in diesem Zu-
sammenhang, auch die An-
forderungen der Trägerorga-
nisationen im Hinblick auf
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Ein Großteil der Zivildiener wird bei Rettungsorganisationen eingesetzt.

Die Zivildienstgesetz-Novelle 2005
Im Juli 2005 wurde nach eingehenden parlamentarischen Beratungen im Parlament eine umfangreiche

Novelle zum Zivildienstgesetz beschlossen.



ein tragbares Verhältnis zwi-
schen Ausbildungs- und Ein-
satzzeit angemessen zu
berücksichtigen. 

Daher hat der Gesetzge-
ber die Dauer des Zivildiens-
tes verkürzt, um die Ausge-
wogenheit beider Dienste
und deren angemessenes
Verhältnis zu wahren. In
diesem Sinne wurde die
Dauer des ordentlichen Zi-
vildienstes mit neun Mona-
ten mit Wirksamkeit ab dem
1. Jänner 2006 festgesetzt. In
Relation dazu wurde auch
die anrechenbare Mindest-
dauer des Auslandsdienstes
von 14 auf 12 Monate herab-
gesetzt.

Attraktivierungsmaßnah-
men. Der Gesetzesbeschluss
enthält eine Reihe von Maß-
nahmen, die auf der Basis
der von der Zivildienstre-
formkommission ausgearbei-
teten Empfehlungen die
Rahmenbedingungen des Zi-
vildienstes neu gestalten. Im
Einzelnen geschieht dies
durch eine Erhöhung der

Pauschalvergütung, damit
korrespondierend durch eine
Herabsetzung der von den
Rechtsträgern zu leistenden
Vergütung bzw. eine Er-
höhung des vom Bund an die
Rechtsträger auszuzahlenden
Zivildienstgeldes. Insbeson-
dere werden durch die Er-
höhung des Zivildienstgel-
des die Rechtsträger berück-
sichtigt, bei denen Zivil-
dienstleistende z.B. in der
Sozial- und Behindertenhilfe
Dienst leisten. Eine effizien-
tere Gestaltung der Be-
schwerdemöglichkeiten wird
durch Einrichtung einer
Schlichtungsstelle in den
Ländern erfolgen.

Ebenso zur Attraktivie-
rung beitragen soll die För-
derung einer im Anschluss
an den ordentlichen Zivil-
dienst abgeschlossenen Ver-
einbarung zwischen Rechts-
träger und Zivildienstpflich-
tigem und die Verpflichtung
des Rechtsträgers, dem Zi-
vildienstleistenden über die
freiwillig geleistete Tätigkeit
ein Arbeitszeugnis auszu-

stellen, das für eine eventu-
elle Ausbildung bzw. Anre-
chung für Sozial- oder Ge-
sundheitsberufe geeignet ist. 

Im Zivildienstgesetz wird
es ab 1. Jänner 2006 für den
Fall, dass zwischen dem
Rechtsträger und dem bei
ihm tätigen Zivildienstleis-
tenden eine gesonderte Ver-
einbarung über eine Be-
schäftigung im Anschluss an
die Ableistung des ordentli-
chen Zivildienstes abge-
schlossen wird, für die Dau-
er von drei Monaten eine
Freiwilligenförderung in
Höhe von 500 Euro pro Mo-
nat geben.

Dieser Zuschuss ist dem
Zivildienstpflichtigen auszu-
zahlen. Der Rechtsträger hat
sämtliche gesetzliche Sozial-
versicherungsbeiträge und
Pensionsversicherungs-
beiträge zu leisten. 

Eine Anhebung der Pau-
schalvergütung für die Zivil-
dienstleistenden entspricht
auch einer Priorität der Zi-
vildienstreformkommission.
Der Betrag erhöht sich auf

255,93 Euro, womit mit dem
monatlichen Entgelt der
Grundwehrdiener gleichge-
zogen wird. 

Der Rechtsträger hat dem
Zivildienstpflichtigen einer-
seits einen Nachweis über
die im ordentlichen Zivil-
dienst und über die im An-
schluss an den ordentlichen
Zivildienst freiwillig geleis-
teten Dienst erworbenen
Ausbildungen, Kenntnisse
und Fähigkeiten auszustellen
(Kompetenzbilanz) und an-
dererseits eine Bestätigung
über die im ordentlichen Zi-
vildienst und über die im
Anschluss an den ordentli-
chen Zivildienst freiwillig
geleisteten Dienst erfolgte
praktische Verwendung aus-
zustellen (Praxisnachweis).
Dieser soll geeignet sein, ei-
ne Anrechnung im Rahmen
von weiteren Ausbildungen
in allen Gebieten zu ermög-
lichen, in denen Zivildienst
geleistet wird. So insbeson-
dere auch in der Sozial- und
Behindertenhilfe oder in der
Altenbetreuung.

Z I V I L D I E N S T G E S E T Z  



Die Ausstellung einer
Kompetenzbilanz und eines
Praxisnachweises ist sowohl
für die Ableistung des or-
dentlichen Zivildienstes als
auch für die freiwillige Ver-
längerung durch Vereinba-
rung möglich.

Die Kompetenzbilanz ist
in erster Linie – über einen
bloßen Tätigkeitsnachweis
hinausgehend – als aussage-
kräftiges Zeugnis über die
soziale Kompetenz des Zi-
vildienstleistenden anzuse-
hen.

Der Praxisnachweis stellt
ein Zeugnis über die Ver-
wendung des Zivildienst-
pflichtigen dar, das geeignet
ist, die erworbenen Kennt-
nisse und Erfahrungen zu
dokumentieren und für wei-
tere Ausbildungen und
Tätigkeiten im Berufsfeld
des Betreffenden angerech-
net werden kann. So sieht
beispielsweise die Vereinba-
rung gemäß Art. 15a B-VG
zwischen dem Bund und den
Ländern über Sozialbetreu-
ungsberufe verschiedene
Qualifikationsniveaus vor,
die die Erbringung bestimm-
ter Stundenanzahlen in
Theorie und Praxis erfor-
dern. Heranzuziehen ist etwa
auch das Organisationsstatut
der Lehranstalten für heil-
pädagogische Berufe, in dem
eine einschlägige Vorpraxis
als Aufnahmevoraussetzung
bzw. Lebens- und Berufser-
fahrungen im Hinblick auf
den Sozialberuf angeführt
sind. In derartigen Fällen
soll die Möglichkeit einer
Anrechnung der geleisteten
Dienstzeit bestehen.

Auch im Kompetenzbe-
reich der Länder werden ent-
sprechende Begleitmaßnah-
men zu setzen sein. Hier ist
etwa die Vereinbarung
gemäß Art. 15a zwischen
dem Bund und den Ländern
über Sozialbetreuungsberu-
fe, die im Rahmen der jewei-
ligen Zuständigkeit das Be-
rufsbild, die Tätigkeit und
die Ausbildung der An-
gehörigen der Sozialberufe
nach gleichen Zielsetzungen
regelt, anzusprechen. So
sieht die Vereinbarung ver-
schiedene Qualifikationsni-

veaus vor, die die Erbrin-
gung bestimmter Stundenan-
zahlen in Theorie und Praxis
erfordern. 

Der Zivildienstbeschwer-
derat (bisher Zivildienstrat)
ist in erster Linie für Be-
schwerden der Zivildienst-
leistenden eingerichtet.
Durch die Schaffung einer
Schlichtungsstelle beim Lan-
deshauptmann soll ein wei-
teres Rechtsschutzinstru-
ment für Zivildienstleistende
geschaffen werden. Nun-
mehr soll der Versuch einer
Streitschlichtung „vor Ort“
erfolgen.

Zusätzlich kann – wie
bisher – der Zivildienstbe-
schwerderat angerufen wer-
den.

Schaffung der Zivildienst-
serviceagentur. Der Verfas-
sungsgerichtshof kam in sei-
nem Prüfungsverfahren über
die Verfassungsmäßigkeit
der Zivildienstorganisation
zum Ergebnis, dass die aus-
nahmslose Ausgliederung
der Zivildienstverwaltung
verfassungswidrig ist. Im
Wesentlichen begründete der
Verfassungsgerichtshof sei-
ne Entscheidung damit, dass

die militärische Landesver-
teidigung und der Zivildienst
eng miteinander verknüpft
sind.

In beiden Fällen handle
es sich um die Ableistung ei-
nes staatlichen Dienstes.
Beim Zivildienst handle es
sich um einen Ersatz, der –
zuvor festgestellten – Wehr-
pflicht nachzukommen. Die
Verpflichtung, Zivildienst
abzuleisten, beruhe also
zunächst auf der Wehr-
pflicht. Darüber hinaus seien
die Zivildiener während des
Zivildienstes erheblichen
Einschränkungen unterwor-
fen, was etwa die Berufs-
ausübung oder den Aufent-
haltsort betrifft. In die ver-
fassungsrechtlich geschütz-
ten Grundrechte des Einzel-
nen werde dadurch erheblich
eingegriffen.

Die Konsequenz dieser
Entscheidung ist, dass die
Aufgaben der Zivildienstver-
waltung künftig von einer
staatlichen Behörde wahrge-
nommen werden müssen. 

Mit der Einrichtung der
Zivildienstserviceagentur als
nachgeordnete Behörde des
Bundesministeriums für In-
neres wird eine verfassungs-

konforme Regelung geschaf-
fen, die auch weiterhin dem
Servicegedanken für Zivil-
dienstleistende in hohem
Maße Rechnung trägt. Sitz
dieser Behörde ist Wien.

Neuregelung der Vertrau-
enspersonenwahl. Die Wahl
zu Vertrauenspersonen der
Zivildienstleistenden erfolgt
nunmehr durch die Einrich-
tungen und die Zivildienst-
leistenden selbst – und nicht
mehr durch die Bezirksver-
waltungsbehörden. 

Abschließende Bemer-
kung. Neben Verbesserun-
gen und legistischen Klar-
stellungen im Sinne praxiso-
rientierter Verbesserungen
für Zivildienstleistende trägt
die ZDG-Novelle 2005 vor
allem dem Umstand Rech-
nung, dass Entscheidungen
über die Reform des Zivil-
dienstes verschiedenste ge-
sellschaftspolitische An-
knüpfungspunkte und Aus-
wirkungen haben, insbeson-
dere im Hinblick auf die An-
forderungen im Hinblick auf
die künftige Sicherstellung
sozialer Dienstleistungen.

Peter Andre
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Die Dauer des Zivildienstes wird auf neun Monate herabgesetzt.


